
 
 

  

Geschäftszahl – beim Antworten bitte angeben 
IL-BA-366/12/40-2026 
Innsbruck, 30.04.2026 

Galvanik Schmidt Gesellschaft m.b.H., Industriezone 14 a, 6166 Fulpmes; 
Verfahren nach der GewO 1994 iVm dem WRG 1959 zur Errichtung und Betrieb einer 
Betriebsanlage „IPPC-Galvanikanlage“ in 6166 Fulpmes, Industriegebiet Zone A 14, auf GstNr. 
410/7, KG Fulpmes; 
Kundmachung der mündlichen Verhandlung 

KUNDMACHUNG 
 

Mit Schreiben vom 26.05.2020, eingelangt am 04.06.2020, ergänzt mit Eingang vom 19.10.2020, vom 
23.11.2020, 29.04.2021, 07.12.2023, 01.07.2024, 29.11.2024 sowie 06.11.2025 hat die Galvanik Schmidt 
Gesellschaft m.b.H. bei der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck, unter Einreichung von Projektunterlagen 
„Einreichunterlagen IPPC, Galvanikanlage“, erstellt von der TMC - Technisches Consulting GmbH, 
Austraße 21, 6200 Jenbach, um die Genehmigung der Errichtung und des Betriebes einer Betriebsanlage 
„IPPC Galvanikanlage“ am Standort in 6166 Fulpmes, Industriegebiet Zone A 14, auf GstNr. 410/7, 
KG Fulpmes, gemäß § 81 GewO 1994 iVm § 77a GewO 1994 iVm dem WRG 1959 angesucht.  

Bei der gegenständlichen Betriebsanlage handelt es sich um eine nach Anhang 3, 2.6 (Anlagen zur 
Oberflächenbehandlung von Metallen oder Kunstoffen durch ein elektrolytisches oder chemisches 
Verfahren mit einem Volumen der Wirkbäder von mehr als 30 m³) zu subsumierende IPPC-Anlage. 

Zur Feststellung des für die Erledigung maßgebenden Sachverhaltes wird für 

Mittwoch, den 03.06.2026, um 09:00 Uhr 

eine Verhandlung im Rathaus der Marktgemeinde Fulpmes 

Bahnstraße 9, 6166 Fulpmes, 

Sitzungssaal, 

3.Stock, 

anberaumt. 

Sie werden eingeladen, am Termin teilzunehmen. Bitte bringen Sie diese Verständigung sowie allenfalls 
im Verteiler neben Ihrem Namen angeführte weitere Unterlagen zur Verhandlung mit. 

BH Innsbruck, Gilmstraße 2, 6020 Innsbruck, Österreich

lt. Verteiler

Bezirkshauptmannschaft Innsbruck
Gewerbe
     

Mag. Lukas Sommersguter
Gilmstraße 2
6020 Innsbruck
+43 512 5344 5038 
bh.il.gewerbe@tirol.gv.at 
www.tirol.gv.at 
           
Informationen zum rechtswirksamen Einbringen und 
Datenschutz unter www.tirol.gv.at/information
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Projektskurzbeschreibung 
Der Grund der Einreichung ist die Erlangung der gewerberechtlichen Genehmigung der Änderung einer 
genehmigten Betriebsanlage. 

Weiteres wird die Errichtung und Betrieb einer IPPC-Galvanikanlage am Standort Industriegebiet Zone 
A 14, 6166 Fulpmes, gemäß § 353a der GewO angesucht. 

Gemäß §§ 353 ff. der GewO 1994 in Verbindung mit Anlage 3 Nummer 2.6 wird beantragt: 

- Änderung bzw. Bestandsmitteilung der bestehenden Anlage zur Oberflächenbehandlung von 
Metallen durch ein elektrolytisches oder chemisches Verfahren, einschließlich der zum Betrieb der 
Anlage zuzuordnenden Nebeneinrichtungen. 

- Das Wirkbadvolumen der zu betrachtenden Anlagen überschreitet den geltenden Schwellenwert 
(30 m³) - die relevante Kapazität der Anlage ist mit insgesamt 156,8 m³ festzulegen. Diese 
Kapazität ist bestehend und ändert sich nicht. Bisweilen wurde der Betrieb als Gewerbebetrieb im 
Sinne der Gewerbeordnung 1994 eingestuft. 

In diesem Zuge wird ebenfalls um Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligung gemäß § 103 
des WRG ersucht. 

Im Rahmen des IPPC-Genehmigungsverfahrens muss die Galvanik Schmidt GmbH, 

Industriezone A14, 6166 Fulpmes auch um die Wasserrechtliche Genehmigung ansuchen. 

Gemäß dem § 103 des Wasserrechtgesetzes wird beantragt: 

- Die Einleitung der betrieblichen Abwässer der bestehenden Anlage zur Oberflächenbehandlung 
von Metallen durch ein elektrolytisches oder chemisches Verfahren in die öffentliche Kanalisation 
der Gemeinde Fulpmes im Umfang von max. 75 m³/d bzw. 27.375 m³/J auf die Dauer von 
25 Jahren. Die Abwässer werden mit maximal 1,39 l/s in das öffentliche Netz eingeleitet. Daraus 
ergib sich eine erforderliche Jahresabwassermenge von 27.375 m³/J.  

Die Einleitung bzw. Versickerung der Oberflächenwässern sind nicht Gegenstand der gegenständlichen 
Einreichung. 

Angaben zum Antragsteller: 

Politischer Bezirk:    Innsbruck Land 

Gemeinde:     Fulpmes  

Firma: Galvanik Schmidt GmbH 

Sitz: Industriegebiet Zone A 14, 6166 Fulpmes 

Telefon:     05225 62132 

E-Mail:      office@galvanikschmidt.at 

Geschäftsführer:    David Brandstätter 

Kontaktperson im Verfahren:   Florian Schmidt Galvanik Schmidt 

      Hr. Dipl.-Ing. Martin Hulak  

Allgemeine Angaben 

Standort der Anlage: 

Standortbezirk:    Innsbruck Land 

Standort Gemeinde:   Fulpmes  
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Katastralgemeinde:   81107 Fulpmes 

Grundstücknummern:   410/7 

Adresse:    Industriezone A 14 

Widmung lt. Flächenwidmung:  Gewerbegebiet 

Öff. – recht. Nutzungsbeschränkung: keine 

Branche:    Oberflächenbehandlung von Metallen 

Zuordnung Anlage 3 der GewO: Nr. 2.6 (IPPC-Anlage gem. § 71b GewO 

Alle Anlagen wurden bereits bis auf folgenden Ausnahmen behördlich genehmigt: 

-  Galvanikanlage Zink Nickel Alkalisch Gestellanlage: Anstelle der gegenständlichen Anlage wurde 
ursprünglich eine Trommelanlage im Jahre 2008 mit dem Bescheid der BH Innsbruck 
(GZ 3.1-366/00-1-10) genehmigt. In den folgenden Jahren wurde diese Anlage zu der 
gegenständlichen Zink Alkalisch klein + Zink Nickel (Antrag gegenständlich) 

- Luftwäscher Zink Alkalisch klein + Zink Nickel und Gestell Zink Sauer 

- Einreichunterlagen vom Waschplatz NEU 

Die letzte Überprüfung gemäß dem § 82b der GewO fand am im Januar 2024 statt. 

Art der Anlage 

Kurzbezeichnung der Anlage 

Galvanikanlage 

Art/Zweck der Betriebsanlage 

Anlage zur Oberflächenbehandlung von Metallen durch ein elektrolytisches oder chemisches Verfahren für 
verschiedene Bauteile schwerpunktmäßig Bauteile aus Stahl, Aluminium, Messing und Druckguss in 
automatischen und halbautomatischen Gestell- und Trommelanlagen. Hierbei kommen sowohl 
elektrolytische als auch chemische Beschichtungsverfahren zum Einsatz. 

Art der Änderung der Betriebsanlage 

Mit der Erweiterung der Galvanikanlage wurde der geltende Schwellenwert für das Wirkstoffbadvolumen 
von 30 m³ (Summe der Volumina der Wirkbäder beträgt 156,8 m³) überschritten. Somit wird die gesamte 
Anlage zu einer IPPC-Anlage. 

Als IPPC-Anlage sollen folgende Betriebseinheiten genehmigt werden: 

• Lagereinrichtungen 

• Beschichtungsanlagen (Oberflächenbehandlungsanlagen) 

• Umweltschutztechnische Anlagen 

• Abwasserreinigungsanlage (eigener Antrag auf Wasserrechtliche Bewilligung) 

• Waschplatz auf der Südseite des Gebäudes  

Anlagenstruktur 

Die Anlagen besteht ausfolgenden Betriebseinheiten: 

- Lagereinrichtungen 

- Beschichtungsanlagen (Oberflächenbehandlungsanlagen) 

- Umweltschutztechnische Anlagen 
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Aktuelle Prozesse 

In insgesamt 6 Anlagen werden folgende Prozesse stattfinden: 

• Sauer Zink (wird an 2 Anlagen verwendet; 1 Anlage in der Gestell Fertigung und 1 Anlage in der 
Trommel Fertigung gemeinsam mit Sauer Zink Nickel) 

• Alkalisch Zink (wird 2 Anlagen verwendet; 1 Anlagen in der Gestell Fertigung; 1 Anlagen in der 
Gestell Fertigung gemeinsam mit Alkalisch Zink Nickel) 

• Sauer Zink Nickel (wird an 1 Anlage verwendet; 1 Anlage in der Trommel Fertigung gemeinsam 
mit Sauer Zink) 

• Alkalisch Zink Nickel (wird an 1 Anlage verwendet; 1 Anlage in der Gestell Fertigung gemeinsam 
mit Zink Alkalisch) 

• KTL (wird an 1 Anlage verwendet; 1 Anlage in der Gestell Fertigung) 

• Chemisch Nickel (wird an 1 Anlage verwendet; 1 Anlage in der Gestell Fertigung) 

Verfahrenstechnische Grundoperationen 

Die verfahrenstechnischen Grundoperationen, die mit den Beschichtungsanlagen im Zusammenhang 
stehen, können folgendermaßen zusammengefasst werden: 

o Befestigung auf Warenträgern/Befüllen Trommel 

o Vorbehandlung 

o Entfetten 

o Beizen 

o Elektrolytisch Entfetten 

o Dekapieren 

o Hauptbehandlung 

o Jeweiliger Prozess (Zink / Zink-Nickel etc.) 

o Passivieren 

o Spülen 

o Versiegeln 

o Trocknen 

o Nachkontrolle 

Fremdüberwachung 

Die Fremdüberwachung soll 4-mal pro Jahr erfolgen, wobei 3-mal die Probenahme intern, 1-mal extern 
erfolgen soll. Die Fremdüberwachung soll jeweils als 24-Stunden-Mischprobe durchgeführt werden und 
nach den Parametern der Verordnung über die Begrenzung von Abwasseremissionen aus der Behandlung 
und Beschichtung von metallischen Oberflächen BGBl. II 2002/44 (AEV-Oberflächenbehandlung i.d.g.F.) 
untersucht werden 

Eigenüberwachung 

Die Abwassermengen des Teilstroms Abwasser behandelt für Einleitung wird aktuell kontinuierlich 
aufgezeichnet und protokoliert. Die Wassermenge wird im Betriebstagebuch täglich eingetragen. Die 
Parameter Temperatur und pH-Wert werden kontinuierlich aufgezeichnet. 

Tagesmittel bei Temperatur und Tagesmaxima und -minima bei pH-Wert 
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Emissionen 

Lärm 

Am Standort der gegenständlichen IPPC-Anlage entstehen keine neuen Lärmemissionen. 

Abwässer 

Am Standort der gegenständlichen IPPC-Anlage entstehen neben den fäkalen und kommunalen 
(Waschbecken in Toiletten und Aufenthaltsräumen) Abwässern, Abwasseremission durch den Betrieb der 
Oberflächenbehandlungsanlage.  

Abluft 

Alle Grenzwerte nach TA-Luft werden eingehalten und jährliche überwacht. 

Notfallmaßnahmen 

- Automatische Abschaltung der Gleichrichter bei Lüftungsausfall 

- Automatisches Ablassen der Lösestationen bei Lüftungsausfall 

- Automatische Rufweiterleitung an die Leitstelle 

- Alarm - und Notfallpläne 

- Löschwasserkonzept 

Arbeitsstoffe 

Für alle verwendeten Arbeitsstoffen stehen Sicherheitsdatenblätter in deutscher Sprache zur Verfügung. 
Cyanide und Chrom VI finden sich in unseren Arbeitsstoffen nicht wieder. 

Explosionsschutz 

Eine aktuelles Explosionsschutzkonzept wurde erstellt. 

Arbeitsmittel 

Alle Anlagen besitzen die EG-Konformität und die CE-Kennzeichnung.  

Die bestehenden Sicherheitseinrichtungen werden wiederkehrend geprüft. 

Die Sicherheitsanforderungen der ÖNORM EN 17059 (2018) werden eingehalten. 

Beschäftige ArbeitnehmerInnen 

Anzahl 34 AN 

ArbeitnehmerInnenschutz 

Die gegenständliche IPPC-Anlage und alle Arbeitsplätze bzw. Arbeitstätigkeiten wurden evaluiert und 
entsprechende Dokumente (Sicherheits- und Gesundheitsdokumente gemäß §, § 4 und 5 des AschG) 
wurden erstellt. Diese Dokumente befinden sich beim Betreiber. 

Die Konzentrationen an gefährlichen Arbeitsstoffen an den Arbeitsplätzen werden wiederkehrend 
bestimmt. Im Jahr 2023 wurden an gemessenen Arbeitsplätzen die MAK-Werke eingehalten bzw. 
unterschritten. 

Arbeitszeiten 

Durch die Umsetzung der gegenständlichen Änderungen ändern sich die bereits genehmigten 
Arbeitszeiten nicht. 

Sonntag ab 22:00 bis Freitag 22:00 

Frühschicht: 06:00 bis 14:00 
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Spätschicht: 14:00 bis 22:00 

Nachtschicht: 22:00 bis 06:00 

Fluchtwegkonzept 

Die Fluchtwege sind mit einer Sicherheitsbeleuchtung gemäß ÖVE/ÖNORM E8002 und EN 1838 
ausgestattet. Alle Fluchtwege und Notausgänge sind mit entsprechender Fluchtwegkennzeichnung 
versehen.  

Die Fluchtweglänge aller Fluchtwege beträgt unter 40 m. 

Brandschutz 

Das Gebäude der gegenständlichen Betriebsanlage ist in zwei Brandabschnitte und mehrere 
Unterbrandabschnitte untergeteilt 

Gemäß den einzelnen Brandabschnitten/Etagen wurden in Absprache mit der FFW Fulpmes Feuerlöscher 
P12 in entsprechender Stückzahl installiert. 

Das Gebäude ist mit einer Vollschutz-Brandmeldeanlage ausgestattet. Die Brandmeldezentrale befindet 
sich im EG, im Büro. Die Alarme der Brandmeldeanlage werden an 3 Mobiltelefone weitergeleitet. 

 

RECHTSBELEHRUNG 
Es ist möglich, persönlich oder durch einen bevollmächtigten Vertreter an der Verhandlung teilzunehmen 
und allfällige Einwendungen vorzubringen. 

Bevollmächtigter/Bevollmächtigte kann eine eigenberechtigte natürliche Person, eine juristische Person 
oder eine eingetragene Personengesellschaft sein. Personen, die unbefugt die Vertretung anderer zu 
Erwerbszwecken betreiben, dürfen nicht bevollmächtigt werden. 

Der/Die Bevollmächtigte eines/einer Beteiligten muss mit der Sachlage vertraut sein und sich durch eine 
schriftliche Vollmacht ausweisen können. Die Vollmacht hat auf Namen oder Firma zu lauten. 

 

Eine schriftliche Vollmacht ist nicht erforderlich, 

- wenn sich der/die Beteiligte durch eine zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person 
(z.B. einen Rechtsanwalt/eine Rechtsanwältin, einen Notar/eine Notarin, einen 
Wirtschaftstreuhänder/eine Wirtschaftstreuhänderin oder einen Ziviltechniker/eine Ziviltechnikerin) 
vertreten lässt, 

- wenn der/die Bevollmächtigte des/der Beteiligten seine/ihre Vertretungsbefugnis durch seine/ihre 
Bürgerkarte nachweist, 

- wenn sich der/die Beteiligte durch uns bekannte Angehörige (§ 36a des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG), Haushaltsangehörige, Angestellte oder durch uns 
bekannte Funktionäre/Funktionärinnen von Organisationen vertreten lässt und kein Zweifel an deren 
Vertretungsbefugnis besteht oder 

- wenn der/die Beteiligte gemeinsam mit seinem/ihrer Bevollmächtigten zur Verhandlung kommt. 

 

Abgesehen von Ihrer persönlichen Verständigung wird die Verhandlung 

- durch Anschlag an der Amtstafel der Standortgemeinde, 

- in einer in der betroffenen Gemeinde verbreiteten periodisch erscheinenden Zeitung (hier Tiroler 
Tageszeitung - amtliche Kundmachungen) 
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- durch Veröffentlichung im Internet unter der Adresse der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck 
(elektronischen Amtstafel) unter 

www.tirol.gv.at/buergerservice/kundmachungen/kundmachungen-der-bezirkshauptmannschaften/bh-
innsbruck/ kundgemacht. 

 

Als Antragsteller/in beachten Sie bitte, dass die Verhandlung in Ihrer Abwesenheit durchgeführt oder auf 
Ihre Kosten vertagt werden kann, wenn Sie die Verhandlung versäumen (Ihr Vertreter diese versäumt). 
Wenn Sie aus wichtigen Gründen – z.B. Krankheit, Behinderung, zwingende berufliche Behinderung oder 
Urlaubsreise – nicht kommen können, teilen Sie dies sofort mit, damit allenfalls der Termin verschoben 
werden kann. 

Als sonst Beteiligter/Beteiligte beachten Sie bitte, dass Sie Ihre Parteistellung verlieren, soweit Sie nicht 
spätestens innerhalb eines sechswöchigen Zeitraums ab Zeitpunkt der Bekanntmachung während der 
Amtsstunden bei der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck oder während der Verhandlung rechtserhebliche 
Einwendungen erheben.  

Wenn Sie jedoch durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis verhindert waren, 
rechtzeitig Einwendungen zu erheben und Sie kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des 
Versehens trifft, können Sie binnen zwei Wochen ab Wegfall des Hindernisses, das Sie an der Erhebung 
von Einwendungen gehindert hat, jedoch spätestens bis zum Zeitpunkt der rechtskräftigen Entscheidung 
der Sache, bei Bezirkshauptmannschaft Innsbruck Einwendungen erheben. Diese Einwendungen gelten 
dann als rechtzeitig erhoben. Bitte beachten Sie, dass eine längere Ortsabwesenheit kein 
unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis darstellt. 

 

Rechtsgrundlage: §§ 40 bis 42 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG 

 

Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994) 

Allgemein 

Gemäß § 356a Abs. 1 GewO 1994 hat die Behörde den Antrag um Genehmigung oder um Genehmigung 
einer wesentlichen Änderung einer IPPC-Anlage (§ 353a) in einer in der betroffenen Gemeinde 
verbreiteten periodisch erscheinenden Zeitung und im Internet bekannt zu geben. Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse sind zu wahren. § 356 bleibt unberührt. 

(2) Die Bekanntmachung gemäß Abs. 1 hat jedenfalls folgende Informationen zu enthalten: 

1. den Hinweis, bei welcher Behörde der Antrag sowie die zum Zeitpunkt der Bekanntmachung bei 
der Behörde vorliegenden wichtigsten entscheidungsrelevanten Berichte und Empfehlungen 
innerhalb eines bestimmten, mindestens sechs Wochen betragenden Zeitraums während der 
Amtsstunden zur Einsichtnahme aufliegen und dass jedermann innerhalb dieses mindestens 
sechswöchigen Zeitraums zum Antrag Stellung nehmen kann; 

2. den Hinweis, dass die Entscheidung mit Bescheid erfolgt; 

3. den Hinweis, dass allfällige weitere entscheidungsrelevante Informationen, die zum Zeitpunkt der 
Bekanntmachung noch nicht vorgelegen sind, in der Folge während des Genehmigungsverfahrens 
bei der Behörde während der Amtsstunden zur Einsichtnahme aufliegen. 

Beteiligte 

Jedermann kann, unabhängig davon, ob sie von den Auswirkungen der Betriebsanlage betroffen ist oder 
nicht, innerhalb des sechswöchigen Zeitraums ab Zeitpunkt der Bekanntmachung zum Antrag Stellung 
nehmen. Personen, die eine Stellungnahme gem. § 356a Abs. 2 abgeben, erlangen alleine dadurch keine 
Parteistellung. 

https://www.tirol.gv.at/buergerservice/kundmachungen/kundmachungen-der-bezirkshauptmannschaften/bh-innsbruck/
https://www.tirol.gv.at/buergerservice/kundmachungen/kundmachungen-der-bezirkshauptmannschaften/bh-innsbruck/
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Als sonst Beteiligter/Beteiligte beachten Sie bitte, dass Sie Ihre Parteistellung verlieren, soweit Sie nicht 
spätestens innerhalb eines sechswöchigen Zeitraums ab Zeitpunkt der Bekanntmachung während der 
Amtsstunden bei der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck oder während der Verhandlung rechtserhebliche 
Einwendungen erheben.  

Rechtserheblich sind die Einwendungen nur dann, wenn die Beeinträchtigung folgender Interessen geltend 
gemacht wird (§ 74 Abs. 2 Z 1, 2 oder 3 GewO 1994): 

• Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit des Gewerbetreibenden, der nicht den Bestimmungen 
des ArbeitnehmerInnenschutzgesetz unterliegenden mittätigen Familienangehörigen, der Nachbarn 
oder der Kunden, die die Betriebsanlage der Art des Betriebes gemäß aufsuchen oder des Eigentums 
oder sonstiger dinglicher Rechte der Nachbarn; als dingliche Rechte im Sinne dieses Bundesgesetzes 
gelten auch die im § 2 Abs. 1 Z 4 lit. g GewO 1994 angeführten Nutzungsrechte; 

• Belästigung der Nachbarn durch Geruch, Lärm, Rauch, Staub, Erschütterung oder in anderer Weise; 

• die Religionsausübung in Kirchen, den Unterricht in Schulen, den Betrieb von Kranken- und 
Kuranstalten oder die Verwendung oder den Betrieb anderer öffentlichen Interessen dienender 
benachbarter Anlagen oder Einrichtungen zu beeinträchtigen, 

Gemäß § 355 der Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994) ist die Standortgemeinde zum Schutze der 
öffentlichen Interessen im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 2 bis 5 GewO 1994 (Belästigung der Nachbarn durch 
Geruch, Rauch, Staub, Lärm, Erschütterung etc; Beeinträchtigung der Religionsausübung, des 
Schulunterrichtes, des Betriebes von Kranken- und Kuranstalten und anderen öffentlichen Einrichtungen 
und Anlagen; Beeinträchtigung der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs an oder auf 
öffentlichen Straßen; nachteilige Einwirkung auf die Beschaffenheit der Gewässer, soweit nicht eine 
wasserrechtliche Bewilligung erforderlich ist) zu hören.  

Gemäß § 356b Abs. 7 haben in Verfahren betreffend die Genehmigung oder die Genehmigung einer 
wesentlichen Änderung (§ 81a Z 1) einer IPPC-Anlage auch folgende Umweltorganisationen 
Parteistellung: 

1. Gemäß § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 anerkannte Umweltorganisationen, soweit sie während der 
Auflagefrist im Sinne des § 356a Abs. 2 Z 1 schriftliche Einwendungen erhoben haben; die 
Umweltorganisationen haben das Recht, die Einhaltung von Umweltschutzvorschriften 52) im 
Verfahren geltend zu machen und Rechtsmittel zu ergreifen; 

2. Umweltorganisationen aus einem anderen Staat, 

a. sofern für die genehmigungspflichtige Errichtung, den genehmigungspflichtigen Betrieb oder 
die genehmigungspflichtige wesentliche Änderung eine Benachrichtigung des anderen 
Staates gemäß § 356a Abs. 3 erfolgt ist, 

b. sofern die genehmigungspflichtige Errichtung, der genehmigungspflichtige Betrieb oder die 
genehmigungspflichtige wesentliche Änderung voraussichtlich Auswirkungen auf jenen Teil 
der Umwelt des anderen Staates hat, für deren Schutz die Umweltorganisation eintritt, 

c. sofern sich die Umweltorganisation im anderen Staat am Verfahren betreffend die 
genehmigungspflichtige Errichtung, den genehmigungspflichtigen Betrieb oder die 
genehmigungspflichtige wesentliche Änderung einer im anderen Staat gelegenen dem § 77a 
unterliegenden Betriebsanlage beteiligen könnte, und 

d. soweit sie während der Auflagefrist gemäß § 356a Abs. 2 Z 1 schriftliche Einwendungen 
erhoben haben; die Umweltorganisationen haben das Recht, die Einhaltung von 
Umweltschutzvorschriften im Verfahren geltend zu machen und Rechtsmittel zu ergreifen. 
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Wasserrechtsgesetz 1959 (WRG 1959) 

Gemäß § 102 Abs. 1 WRG 1959 sind Parteien: 

• der Antragsteller; 

• diejenigen, die zu einer Leistung, Duldung oder Unterlassung verpflichtet werden sollen oder deren 
Rechte (§ 12 Abs. 2 WRG 1959) sonst berührt werden, sowie die Fischereiberechtigten (§ 15 Abs. 1 
WRG 1959) und die Nutzungsberechtigten im Sinne des Grundsatzgesetzes 1951 über die 
Behandlung der Wald- und Weidenutzungsrechte sowie besonderer Felddienstbarkeiten, BGBl. 
Nr. 103, sowie diejenigen, die einen Widerstreit (§§ 17, 109 WRG 1959) geltend machen; 

ferner 

• im Verfahren über die Auflassung von Wasseranlagen oder über das Erlöschen von Wasserrechten 
die im § 29 Abs. 1 und 3 WRG 1959 genannten Personen; 

• Gemeinden im Verfahren nach § 111a WRG 1959, sonst nur zur Wahrung des ihnen nach § 13 Abs. 3 
und § 31c Abs. 3 WRG 1959 zustehenden Anspruches; 

• diejenigen, die als Mitglieder einer Wassergenossenschaft oder eines Wasserverbandes 
herangezogen werden sollen; 

• im Verfahren über die Auflösung von Wassergenossenschaften oder Wasserverbänden die im § 83 
Abs. 3 WRG 1959 genannten Personen und Stellen; 

• diejenigen, deren wasserwirtschaftliche Interessen durch ein Regionalprogramm (§ 55g Abs. 1 Z 1 
WRG 1959) als rechtliche Interessen anerkannt wurden; 

• das wasserwirtschaftliche Planungsorgan in Wahrnehmung der in § 55 Abs. 2 lit. a bis g WRG 1959 
genannten Aufgaben, nach Maßgabe des § 55 Abs. 5 WRG 1959. 

Nach Abs. 2 der zitierten Gesetzesbestimmung sind Beteiligte im Sinne des § 8 AVG 1991 - nach 
Maßgabe des jeweiligen Verhandlungsgegenstandes und soweit ihnen nicht schon nach Abs. 1 
Parteistellung zukommt - insbesondere die Interessenten am Gemeingebrauch, alle an berührten 
Liegenschaften dinglich Berechtigten, alle, die aus der Erhaltung oder Auflassung einer Anlage oder der 
Löschung eines Wasserrechtes Nutzen ziehen würden, und im Verfahren über den Widerstreit von 
Entwürfen (§ 109 WRG 1959) alle, die bei Ausführung eines dieser Entwürfe als Partei im Sinne des § 102 
Abs. 1 WRG 1959) anzusehen wären. 

Nach Abs. 3 leg. cit. sind die Beteiligten berechtigt, im Verfahren ihre Interessen darzulegen, die Erhebung 
von Einwendungen steht ihnen jedoch nicht zu. 

Entsprechend Abs. 4 leg. cit. können sich im wasserrechtlichen Verfahren Parteien und Beteiligte auch 
fachkundiger Beistände bedienen. 

 

Antragsunterlagen 

Die für das Verfahren eingereichten Pläne und Behelfe liegen bis zum Tage der Verhandlung bei der 
Bezirkshauptmannschaft Innsbruck und bei der Standortgemeinde zur öffentlichen Einsichtnahme auf. Um 
in die Unterlagen Einsicht nehmen zu können, wird um vorherige Terminvereinbarung gebeten.  

 

Für die Bezirkshauptfrau: 

Mag. Sommersguter 
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Ergeht an:  

1. die Galvanik Schmidt Gesellschaft m.b.H., Industriezone 14 a, 6166 Fulpmes, per RSb; 

2. die TMC – Technisches Consulting GmbH, Austraße 21, 6200 Jenbach, per E-Mail 
an: office@tmc-stz.com; 

3. die Gemeinde Marktgemeinde Fulpmes, Bahnstraße 9, 6166 Fulpmes, per Zustellschein, unter 
Anschluss einer Projektausfertigung 2, mit dem Ersuchen um Kundmachung an der Amtstafel und 
Auflage der Projektunterlagen, Ladung der Nachbarn, soweit sie nicht im Verteiler angeführt sind 
sowie der Einladung zur Teilnahme an der Verhandlung; 

4. das Amt der Tiroler Landesregierung, Abteilung Emissionen Sicherheitstechnik Anlagen, 
Herrengasse 3, 6020 Innsbruck, im ELAK an: Abt Emissionen Sicherheitstechnik Anlagen, unter 
Anschluss einer digitalen Projektausfertigung, mit der Bitte um Teilnahme an der mündlichen 
Verhandlung; 

5. das Arbeitsinspektorat für den 14. Aufsichtsbezirk (Tirol), Arzler Straße 43a, 6020 Innsbruck, per 
Zustellschein, unter Anschluss einer digitalen Projektausfertigung (USB-Stick), sowie vorab per 
E-Mail an: tirol@arbeitsinspektion.gv.at, mit der Bitte um Teilnahme an der mündlichen Verhandlung; 

6. die Brandverhütung Tirol, Ing.-Etzel-Straße 9/3.Stock, 6020 Innsbruck, per Zustellschein, unter 
Anschluss einer digitalen Projektausfertigung (USB-Stick), sowie vorab per E-Mail 
an: mail@bv-tirol.at, mit der Bitte um Teilnahme an der mündlichen Verhandlung; 

7. das Amt der Tiroler Landesregierung, Abteilung Wasserwirtschaft, Herrengasse 3, 6020 Innsbruck, im 
ELAK an: Abt Wasserwirtschaft, unter Anschluss einer digitalen Projektausfertigung, mit der Bitte 
um Teilnahme an der mündlichen Verhandlung; 

8. das Amt der Tiroler Landesregierung, Baubezirksamt Innsbruck, Fachbereich Straßenbau, 
Valiergasse 1, 6020 Innsbruck, im ELAK an: BBA Innsbruck, unter Anschluss einer digitalen 
Projektausfertigung, mit der Bitte um Teilnahme an der mündlichen Verhandlung; 

9. das Amt der Tiroler Landesregierung, Sachgebiet Chemisch-technische Umweltschutzanstalt, 
Langer Weg 27, 6020 Innsbruck, im ELAK an: Sg CTUA, unter Anschluss einer digitalen 
Projektausfertigung, mit der Bitte um Teilnahme an der mündlichen Verhandlung oder Abgabe einer 
Stellungnahme; 

10. das Amt der Tiroler Landesregierung, Baubezirksamt Innsbruck, Fachbereich Wasserwirtschaft, als 
Verwalter des öffentlichen Wassergutes der Republik Österreich, Valiergasse 1, 6020 Innsbruck, per 
E-Mail an: bba.innsbruck@tirol.gv.at; 

11. den Abwasserverband Stubaital, Klärwerk 1, 6142 Mieders, per E-Mail an: info@ara-stubaital.at, mit 
der Bitte um Abgabe einer Stellungnahme; 

12. Georg Denifl, Höhlebachstraße 9, 6167 Neustift im Stubaital; 

13. die Gerhard Pließnig GmbH, Industriegebiet - Zone A, Nr. 17, 6166 Fulpmes; 

14. Christoph Lethmüller, Salzstraße 111, 6405 Pfaffenhofen; 

15. Gerhard Pließnig, Brunnachstraße 27, 6166 Fulpmes; 

16. die SF Schweiger GmbH, Industriegelände Zone A 12, 6166 Fulpmes; 

17. Patrick Oswald Tanzer, Aue 27b/D6, 6167 Neustift im Stubaital; 

18. Amtstafel im Internet (anonymisiert). 
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